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Die Auswirkungen der Schulden- und Fiskalkrise in Europa auf die nationalen
Systeme der Arbeitsbeziehungen waren in den letzten Jahren Gegenstand einer
Reihe ländervergleichender Studien.1 Der vorliegende Sammelband thematisiert
die Auswirkungen der Neuerungen des Europäischen Rahmens zur wirtschafts-
politischen Steuerung („European Economic Governance“) auf die nationalen In-
stitutionen der Lohnpolitik. Die Beiträge des Buches basieren auf Befunden des
vom Europäischen Gewerkschaftsinstitut (ETUI) geförderten und von der Univer-
sität Löwen (Belgien) sowie dem Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Insti-
tut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung koordinierten Projekts „CAWIE2 – Collective-
ly Agreed Wages in Europe“.2 Am Projekt (2014 bis 2015) nahmen gewerk-
schaftsnahe Forschungsinstitute aus 13 Ländern3 teil. Ziel der Kooperation war
die Analyse der Entwicklungen der Tariflöhne aus ländervergleichender und euro-
päischer Perspektive.

Fokus des Buches ist der Wandel der europäischen Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik, der durch die Finanz- und Wirtschaftskrise an Dynamik gewonnen hat. Die als
Reaktion auf die Krise implementierten Veränderungen wichtiger Steuerungsme-
chanismen der europäischen Wirtschaftspolitik folgen einer neoliberalen Marktlo-
gik, welche auf die Dezentralisierung kollektiver Lohnfindungssysteme und die Li-
beralisierung und Flexibilisierung der Arbeitsmärkte setzt. Die Löhne abhängig
Beschäftigter werden dabei als eine wichtige Anpassungsvariable zur Verbesse-
rung von Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung betrachtet.

Der Sammelband präsentiert eine umfassende empirische Untersuchung der
Entwicklung der Löhne und Institutionen der Lohnfindung sowohl aus länderver-
gleichender als auch aus europäischer Perspektive. Die AutorInnen plädieren für
einen alternativen Ansatz der Lohnpolitik in Europa, der den Beitrag kollektiver
Lohnfindung für inklusives, ausgeglichenes und nachhaltiges Wachstum, wel-
ches als Ziel in der Europa-2020-Strategie formuliert ist, ernst nimmt.

Das Buch ist folgendermaßen aufgebaut: In ihrer Einleitung legen die Heraus-
geber die zentralen Argrumente des Sammelbandes vor dem Hintergrund der in-
stitutionellen und ökonomischen Veränderungen der europäischen Wirtschafts-
politik seit der Fiskal- und Schuldenkrise und deren Auswirkungen auf die nationa-
len Tarifsysteme dar. Der seit den 1980er-Jahren zu beobachtende Wandel vom
„nachfrageorientierten“ zum „Wettbewerbs-“ bzw. „angebotsorientierten Korpora-
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tismus“ wird seit der jüngsten Finanzkrise durch einen von europäischen bzw. in-
ternationalen Akteuren vorangetriebenen „finanzgeleiteten“ Korporatismus ver-
stärkt. Die Schwächung bzw. der Abbau lohn- und tarifpolitischer Institutionen, vor
allem in Süd- und Osteuropa, ging mit einem Anstieg sozialer Ungleichheit und
Armut einher.

Das erste Kapitel gibt einen methodologischen Überblick über die Datenerhe-
bung und -auswertung. Die verschiedenen Quellen der Tariflöhne in den unter-
suchten Ländern, unterschiedliche Konzepte lohnbezogener Indikatoren sowie
Probleme der Vergleichbarkeit, Kohärenz, Vollständigkeit und Fehlerfreiheit der
Indikatoren, die im Zusammenhang mit den Besonderheiten der nationalen tarif-
politischen Institutionen und Praktiken stehen, werden ausführlich und nachvoll-
ziehbar dargestellt.

Das zweite Kapitel befasst sich aus einer Längsschnittperspektive mit dem Zu-
sammenhang zwischen tariflicher Lohnbestimmung und der Entwicklung der Ef-
fektivlöhne. Im ersten Teil des Buches (Kapitel 3 bis Kapitel 6) folgt die Präsentati-
on ländervergleichender – häufig bestimmte europäische Regionen zusammen-
fassende – Studien. Kapitel 8 nimmt eine länderübergreifende Perspektive auf die
tarifpolitischen Reformen in der EU ein. Die Auswirkungen der Prozesse der dis-
organisierten Dezentralisierung und Fragmentierung der Arbeitsbeziehungen, die
mit einer Verringerung der Steuerungs- und Koordinierungsfähigkeit vor allem in
den südeuropäischen Krisenländern einhergegangen ist, haben nicht nur zu ei-
nem deutlichen Anstieg der sozialen Ungleichheit geführt, sondern verringern auf
längere Sicht auch die Handlungsmöglichkeiten von arbeitnehmerseitigen Akteu-
ren. Gerade diese Akteure könnten durch eine solidarische Lohnpolitik zu ausge-
glichenem Wirtschaftswachstum beitragen.

Im zweiten Teil des Buches werden mögliche Wege aus der gegenwärtigen
Steuerungs- und Austeritätskrise in der EU vorgestellt. Kapitel 7 entwickelt eine
kritische, empirisch fundierte Perspektive gegen den vorherrschenden Krisendis-
kurs und dessen engen Fokus auf öffentliche Sparpolitik und angebotsseitige
Strukturreformen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit und weist auf die
wachstumsgenerierende Rolle von Löhnen hin. Ein neues, „optimales Lohnregi-
me“ schlagen die Autoren in Kapitel 9 vor. Das soll durch eine „solidarische Lohn-
entwicklung“, in der die Löhne über die mittelfristige nationale Arbeitsproduktivi-
tätsentwicklung und die Zielinflation hinaus wachsen, und eine Verringerung der
Lohndifferenziale zwischen exportabhängigen und geschützten Sektoren erreicht
werden.

Die Möglichkeiten und Grenzen einer europäischen Mindestlohnpolitik werden
in Kapitel 10 diskutiert. Kapitel 11 stellt die Entwicklung staatlicher Maßnahmen
zur Sicherung und Stärkung der Tarifsysteme durch Allgemeinverbindlicherklä-
rung von Tarifverträgen dar. Das Buch endet mit abschließenden Bemerkungen
zur Stärkung der Tarifpolitik als Bedingung für inklusives Wachstum in Europa.

In den folgenden Abschnitten wird auf einzelne Beiträge, die Erkenntnisse zu
den übergeordneten Fragestellungen liefern, ausführlicher eingegangen. Zum ei-
nen interessiert die Frage nach den Auswirkungen der jüngsten, häufig im Rah-
men der europäischen Wirtschaftspolitik getroffenen Reformen auf die nationalen
Institutionen der Lohnfestlegung. Dabei interessieren aktuelle Entwicklungen
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auch in jenen Ländern, die von der Fiskal- und Schuldenkrise nicht unmittelbar
betroffenen waren. Zum anderen erscheint die Frage nach dem Beitrag der Lohn-
politik als Ausweg aus der Wachstumskrise besonders relevant.

Die erste Frage wird in Kapitel 2 adressiert, das eine Untersuchung der „Lohn-
drift“, d. h. Abweichungen der Effektivlohnentwicklung von jener der Tariflöhne,
und deren mögliche Ursachen präsentiert. Die empirischen Ergebnisse zeigen
nur geringe oder erratische Zusammenhänge zwischen Tarif- und Effektivlohn-
entwicklung. Die Autoren führen dafür drei Gründe an; erstens eine niedrige Tarif-
bindungsrate, welche den Einfluss der Tariflohnentwicklung auf die Stundenlöhne
verringert; zweitens die Trägheit von Lohnbewegungen durch zeitliche Verzöge-
rungen (z. B. Dauer bis zum Inkrafttreten und Nachwirkungen von Tarifverträgen);
und drittens Unterschiede in der Zusammensetzung der Beschäftigten (z. B. Ge-
schlecht, Alter, Vertragstyp, Arbeitsausmaß), wie vor allem in südeuropäischen
Ländern wie Spanien, wo im Krisenverlauf zuerst temporär Beschäftigte vor allem
in Niedriglohnsektoren und später auch regulär Beschäftigte von Arbeitslosigkeit
betroffen waren.

Neben diesen vor allem institutionellen und strukturellen Faktoren, die Lohndrift
bewirken können, ist das Verhalten der lohnpolitischen Akteure, wie Arbeitgeber,
Gewerkschaften und dem Staat, von Bedeutung. Die seit Mitte der 1990er-Jahre
beobachtbare negative Lohndrift in Deutschland ist beispielsweise nicht nur eine
Folge der Erosion und Fragmentierung der nationalen Arbeitsbeziehungen, son-
dern auch das Ergebnis des (strategischen) Verhaltens der Arbeitgeber in export-
orientierten Sektoren (z. B. Tarifflucht, weitverbreitete Nutzung von Öffnungsklau-
seln in Branchentarifverträgen), in denen (im Vergleich zu den fragmentierten Ar-
beitsbeziehungen im privaten Dienstleistungssektor) noch weitgehend intakte ta-
rifpolitische Institutionen bestehen.

Eindeutig sind jedoch die negativen Effekte der jüngsten Reformen auf die Ko-
ordinierungsfähigkeit der Tarifsysteme in Ländern wie Spanien und Portugal, in
denen die negative Lohndrift seit dem Höhepunkt der Krise 2010 am stärksten
war. Die desaströsen sozialen und ökonomischen Auswirkungen der Politik der
„internen Abwertung“ und die Schwächung der Tarifsysteme in den von der Schul-
denkrise besonders betroffenen Ländern Italien, Portugal und Spanien fasst Kapi-
tel 3 zusammen. Die Autoren nehmen die wichtigsten Strukturmerkmale der Tarif-
systeme und deren Wandel seit der Krise sowie die Entwicklung von Löhnen, Be-
schäftigung und Unternehmensgewinnen in den Blick.

Die drei Länder teilen ähnliche Kriseneffekte, wie die zunehmende Dezentrali-
sierung der Lohnfestlegung, Lohnkürzungen im öffentlichen Sektor, die Begren-
zung der Nachwirkung von Tarifverträgen, das Einfrieren von Mindestlöhnen und
den steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit. In Spanien und Portugal ist der Rückgang
der Anzahl der Branchentarifverträge – und im Zusammenhang damit – der Tarif-
bindungsrate besonders hoch. In Italien hingegen ist es den Sozialpartnern gelun-
gen, ihre Kooperations- und Verhandlungsfähigkeit wieder zu erlangen; sie haben
branchenübergreifende Rahmentarifverträge während der Krise abgeschlossen.4

Während in Spanien und Portugal eine negative Lohndrift und sinkende Reallöh-
ne zu beobachten waren, ist in Italien die Lohndrift auch während der Krise gering
geblieben.
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Die größere Betroffenheit von Sparpolitik und neoliberalen Reformen in Spa-
nien und Portugal lässt sich durch strukturelle Unterschiede erklären; so ist der öf-
fentliche Sektor in diesen Ländern hinsichtlich Wertschöpfung und Beschäftigung
für die gesamtwirtschaftliche Dynamik wesentlich, während die italienische Wirt-
schaft eine stärkere industrielle Ausrichtung aufweist. Die Autoren weisen darauf
hin, dass die Lohnrückgänge sich in Spanien und Portugal nicht in einem Rück-
gang der Exportpreise niedergeschlagen haben. Vielmehr haben sich die Ge-
winnraten der Unternehmen seit der Krise deutlich erhöht, während private Inves-
titionen zurückgegangen sind. Die gegenwärtige Politik der internen Abwertung
hat einen sich selbst verstärkenden Prozess wirtschaftlicher Stagnation, hoher
Arbeitslosigkeit und steigender Staatsverschuldung ausgelöst.

Ganz anders verlief die Krisendynamik in den nordischen Ländern (Kapitel 4).
Während Norwegen fast gar nicht von der Wirtschaftskrise betroffen war, war die
Rezession in Schweden, Dänemark und Finnland von vergleichsweise kurzer
Dauer. Reformen der Arbeitsbeziehungen hinsichtlich einer stärkeren Flexibilisie-
rung der Lohnfindung fanden bereits in den 1980er- und 1990er-Jahren statt und
folgten dem Prozess der „organisierten Dezentralisierung“.5

Zwei Entwicklungen auf europäischer Ebene haben die Bedeutung einer trans-
nationalen Tarifkoordinierung in den nordischen Staaten gestärkt. Zum einen hat
die Integration des Europäischen Binnenmarktes den Marktwettbewerb, vor allem
im industriellen Sektor, verstärkt, und zum anderen kam es durch die „Ost-Erwei-
terung“ der EU zu einem Anstieg der Arbeitsmigration, vor allem in der Bauindu-
strie und im Dienstleistungsbereich.

Die skandinavischen lohnpolitischen Akteure in exportabhängigen Branchen
(vor allem in Dänemark und dem Euro-Land Finnland) orientieren sich traditionell
an der Lohnentwicklung in der deutschen Metallindustrie. Seit den Jahren vor der
Krise findet der Diskurs über die Notwendigkeit einer Orientierung an der wirt-
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Entwicklung in Deutschland, um Wettbe-
werbsfähigkeit und ausgeglichene Staatsfinanzen zu erhalten, verstärkt auch auf
gesamtwirtschaftlicher Ebene bzw. in den Dienstleistungsbranchen statt. Ab-
schließend stellen die AutorInnen fest, dass die Auswirkungen der europäischen
Wirtschaftspolitik auf die Arbeitsbeziehungen der nordischen Länder gering sind,
indirekte transnationale Effekte wie die grenzüberschreitende Lohnführerschaft
Deutschlands aber Druck auf die Löhne ausüben und die Diskussion um eine wei-
tere Flexibilisierung der Tarifsysteme vorantreiben.

Die wiedererstarkende Debatte um die Stärkung von unternehmensübergrei-
fenden tariflichen Abkommen im Vereinigten Königreich vor dem Hintergrund stei-
gender sozialer Ungleichheit und sinkender Reallöhne greift Kapitel 6 auf. Unter-
nehmensübergreifende Abkommen gelten vor allem im öffentlichen Sektor und in
der Bauwirtschaft, während sie im industriellen Sektor kaum von Bedeutung sind.
Eine wichtigere Rolle spielen der gesetzliche Mindestlohn und freiwillige Formen
der Lohnkoordinierung, wie z. B. die „Living Wages“ (d. s. Lohnvereinbarungen,
die den gesetzlichen Mindestlohn übersteigen).

In den letzten Jahren der Lohnzurückhaltung hat die Signalwirkung der Entwick-
lung des gesetzlichen Mindestlohns zu stagnierenden Löhnen in anderen Bran-
chen beigetragen. Die Sichtweisen der Gewerkschaften und Arbeitgeber auf
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branchenübergreifende Abkommen sind ambivalent; während ihnen die Arbeitge-
berverbände in einigen Branchen positiv gegenüberstehen, sind manche Ge-
werkschaften skeptisch. Vor allem in Branchen, in denen sich in Kollektivverhand-
lungen die marktschwächsten Unternehmen durchsetzen, können Gewerkschaf-
ten in Unternehmenstarifverträgen häufig bessere Bedingungen aushandeln. Als
positiv beurteilen manche britische Gewerkschaften, dass sie branchenübergrei-
fende Abkommen nutzen können, um neue Mitglieder zu organisieren.

Kapitel 7 kritisiert die Krisenpolitik der Europäischen Kommission, die darauf
abzielt, durch die Reduktion der Staatsausgaben und marktliberale Reformen der
Arbeitsmärkte die preisliche Wettbewerbsfähigkeit vor allem der südeuropäi-
schen Staaten zu verbessern. Im Zentrum der Kritik steht das enge Wettbewerbs-
konzept, das sich vor allem auf die preisliche Dimension beschränkt und auf empi-
risch nicht nachweisbaren Annahmen über kausale Zusammenhänge basiert.

Wie die Autoren zeigen, lässt sich in der EU kein systematischer Zusammen-
hang zwischen der Entwicklung von Lohnstückkosten und Exportpreisen, Preis-
wettbewerbsfähigkeit und Exportleistung und dem Einfluss der Exportleistungen
auf das Wirtschaftswachstum insgesamt feststellen. Die Hauptursache dafür ist,
dass der Rückgang der Lohnstückkosten nicht an die Exportpreise weitergege-
ben wird und sich stattdessen die Profitraten der Unternehmen erhöht haben. Die-
ser Trend lässt sich – aus langfristiger Perspektive – sowohl für Deutschland als
auch, seit dem Höhepunkt der Fiskal- und Schuldenkrise, in Südeuropa beobach-
ten.

Die Exportstärke europäischer Industriestaaten, wie Deutschland, basiert vor
allem auf nicht preislichen, qualitativen Faktoren. Ausschlaggebend ist die sekto-
rale Spezialisierung auf komplexe, wissens- und technologieintensive Produkte
und Dienstleistungen. Außerdem wird auch in exportstarken Ländern die Bedeu-
tung der Exportnachfrage im Verhältnis zur Inlandsnachfrage überschätzt. Sogar
in Deutschland macht die Exportnachfrage nur rund ein Drittel der Gesamtnach-
frage nach Gütern und Dienstleistungen aus.

Die Autoren plädieren daher für eine gezielte Industriepolitik, um den Ausbau
hoch qualitativer und komplexer Produktionsstrukturen zu fördern, anstatt Export-
marktanteile durch einen Unterbietungswettbewerb bei den Arbeitskosten zu ge-
winnen. Den weitaus größten Teil der Gesamtnachfrage macht in den EU-Staaten
die Inlandsnachfrage aus. Eine Stärkung der Binnennachfrage durch eine nach-
haltige und ausgeglichene Lohnentwicklung könnte den Weg aus der andauern-
den Wachstumskrise in Europa weisen.

Anknüpfend an die Bedeutung eines nachfragegeleiteten Wachstumsmodells
für Europa stellen die AutorInnen in Kapitel 9 Bedingungen für ein „optimales
Lohnregime“ vor. Beziehung zwischen Löhnen und Arbeitsproduktivität werden in
dreifacher Weise analysiert, nämlich erstens zwischen den Branchen der Sach-
güterproduktion und jenen der Dienstleistungen, zweitens zwischen Zentrum und
Peripherie der Eurozone und drittens in der Zeit vor und nach der Krise.

Schon vor der Euro-Einführung haben Studien (Mundell [1961]; Eichengreen
[1993]) immer wieder darauf hingewiesen, dass die Eurozone keinen „optimalen
Währungsraum“ darstellt. Tatsächlich ist die Eurozone von multiplen und sich ge-
genseitig verstärkenden Prozessen der Divergenz geprägt. In der Europäischen
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Wirtschafts- und Währungsunion haben sich die Lohnstückkosten und Inflations-
raten der Mitgliedsländer auseinanderentwickelt. Lohnpolitik kann zum Ausgleich
dieser Asymmetrien beitragen, wenn Löhne im Ausmaß der gesamtwirtschaftli-
chen Arbeitsproduktivität und der Zielinflation in der Eurozone steigen.

Die AutorInnen konstatieren, dass dieses von den europäischen Gewerk-
schaftsverbänden unterstützte Konzept einer produktivitätsorientierten Lohnpoli-
tik nicht ausreicht, um die multiplen und tiefen Asymmetrien zwischen den Euro-
ländern effektiv zu verringern. Der Vergleich zwischen Deutschland und Frank-
reich zeigt, dass sich in beiden Ländern die Lohnsteigerungen in der Sachgüter-
produktion im Einklang mit der Arbeitsproduktivität entwickeln. Im Dienstlei-
stungssektor ist dies jedoch nur in Frankreich der Fall, während die deutschen
Dienstleistungslöhne deutlich hinter dem gesamtwirtschaftlichen Produktivitäts-
wachstum zurückbleiben.

Die Arbeitsproduktivität ist in der Industrie tendenziell höher als im Dienstlei-
stungsbereich. Diese Entwicklung hat wichtige verteilungsrelevante Implikatio-
nen: Die relativen Output-Preise zwischen Industrie und Dienstleistungssektoren
sind eine wichtige intermediierende Variable zwischen der Kaufkraft von Arbeit-
nehmerInnen und den realen Arbeitskosten im jeweiligen Sektor. Da die relativen
Preise negativ mit dem Niveau der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität korre-
lieren, kommt es zu einer Umverteilung von Produktivitätsgewinnen zwischen den
Sektoren. Unterschiede in der Entwicklung der Lohnquote in der Sachgüterpro-
duktion in Deutschland und Frankreich lassen sich deshalb nicht nur durch Pro-
duktivitätsdifferenziale, sondern vor allem durch die Entwicklung der relativen
Preise erklären.

Dieses Muster bestätigt sich im Kern auch im Ländervergleich: Mit Ausnahme
von Deutschland haben sich die Reallöhne in Industrie- und Dienstleistungsbran-
chen in den Jahren bis zur Krise weitgehend im Einklang entwickelt, und es kam
(in den Ländern in unterschiedlichem Ausmaß) zu einer Umverteilung der Produk-
tivitätsgewinne zwischen den Sektoren. Seit der Finanzkrise haben sich jedoch in
den meisten Ländern die Reallöhne in Industrie und Dienstleistungssektor aus-
einanderentwickelt.

Betrachtet man die zwischenstaatlichen Entwicklungen, kam es in der Eurozo-
ne nicht zu einer Angleichung der Reallohnentwicklung. Grund dafür sind weniger
Unterschiede in der preislichen Wettbewerbsfähigkeit (siehe Kapitel 7), sondern
vor allem divergierende Entwicklungen der Produktionseffizienz zwischen den
nördlichen und südlichen Euro-Ländern (beispielsweise floss ein Großteil der In-
vestitionen in Südeuropa in weniger produktive Dienstleistungsbranchen anstatt
in die produktivere Sachgüterproduktion). Außerdem war in Südeuropa eine Mo-
deration von Einkommensungleichheit durch ausgeglicheneres intersektorales
Lohnwachstum zu beobachten, allerdings auf Kosten einer stärkeren Inflations-
entwicklung. Gegenläufige Entwicklungen fanden in Nordeuropa statt.

Im Zeitverlauf sind in der Eurozone die drei Ziele der intersektoralen Verteilung
von Produktivitätsgewinnen, der Senkung von Lohndifferenzen zwischen Indu-
strie und Dienstleistungssektor und der Erhalt der preislichen Wettbewerbsfähig-
keit inkompatibel. Ein Ausweg aus diesem Dilemma wäre die Koppelung der
Reallohnentwicklung an das durchschnittliche Wachstum der Produktivität, was
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eine Umverteilung zwischen Beschäftigten verschiedener Sektoren und zwischen
Arbeit und Kapital implizieren würde. Offen bleibt, ob dieser Umverteilungsme-
chanismus vom Verhalten der lohnpolitischen Akteuren beeinflusst werden kann
oder nicht.

Die Gewerkschaften haben in den letzten beiden Jahrzehnten deutlich an
(lohn)politischem Einfluss verloren. Anzunehmen ist, dass neben dem Willen und
der Fähigkeit zur Durchsetzung von homogenen Lohnabschlüssen in Industrie
und Dienstleistungssektor auch institutionelle Faktoren der Arbeitsbeziehungen
ausschlaggebend sind. Die Chancen einer Umsetzung einer solchen „solidari-
schen“ Lohnpolitik sind eher gering einzuschätzen, da sich bereits das Ziel einer
„produktivitätsorientierten“ Lohnpolitik als schwierig zu erreichen erwiesen hat.
Seit der Krise und den Eingriffen in die Tarifsysteme in weiten Teilen Europas ist
dies noch weniger zu erwarten. Anlass zur Hoffnung gibt jedoch die Einführung
des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland, wo sich die Entwicklung der
Dienstleistungslöhne von der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsentwicklung
am stärksten abgekoppelt hat. Dadurch wäre ein Aufholen der Löhne in den
Dienstleistungssektoren wahrscheinlicher als unter vergangenen Umständen.

Eine europaweit koordinierte Mindestlohnpolitik als Instrument zur Abmilderung
makroökonomischer Ungleichgewichte und zur Stärkung der Binnennachfrage in
der EU stellen die AutorInnen in Kapitel 10 vor. In den meisten der 28 EU-Staaten
werden Mindestlöhne mit nationaler Reichweite (nur in Zypern gelten gesetzliche
Mindestlöhne für bestimmte Berufsgruppen) gesetzlich geregelt („universelle Min-
destlohnregimes“). In gegenwärtig fünf EU-Staaten (Dänemark, Finnland, Schwe-
den, Österreich, Italien) werden die Mindestlohnraten durch sektorale Tarifverträ-
ge festgelegt („sektorale Mindestlohnregimes“).

In Deutschland wurde ein bundesweit gültiger gesetzlicher Mindestlohn 2015
eingeführt, der von der sog. „Mindestlohnkommission“, in der Arbeitgeber und Ge-
werkschaften vertreten sind, bestimmt wird. Zuvor wurden die Mindestlohnraten
durch Branchentarifverträge bestimmt. Die AutorInnen weisen auf das Zusam-
menspiel zwischen gesetzlicher Mindestlohnregulierung und dem Tarifsystem
hin; in einigen Staaten wie Frankreich hat die Entwicklung des gesetzlichen Min-
destlohns eine Signalwirkung auf die Lohnerhöhungen in anderen Branchen. In
Ländern, deren Mindestlöhne ausschließlich durch Branchentarifverträge festge-
legt werden, hängt die Reichweite der Mindestlöhne von der Stabilität und Inklu-
sionsfähigkeit des nationalen Tarifsystems ab (z. B. durch die Praxis der Allge-
meinverbindlichkeit von Branchentarifverträgen oder der Organisationsstärke der
Arbeitgeber).

Während in den nordischen Ländern, Österreich und Italien umfassende Tarif-
systeme bestehen, in denen die Löhne und Arbeitsbedingungen der überwiegen-
den Mehrheit der Beschäftigten durch Tarifverträge geregelt sind, haben in Län-
dern mit dezentralisierten und fragmentierten Tarifsystemen, wie beispielsweise
den mittel- und osteuropäischen Staaten, gesetzliche Mindestlöhne eine wichtige
Funktion bei der Festlegung von Lohnuntergrenzen. Gerade in Osteuropa ist das
Niveau der gesetzlichen Mindestlöhne allerdings vergleichsweise niedrig und we-
nig geeignet, um die Beschäftigten vor Armut zu schützen.

Ein Vergleich zwischen universellen und sektoralen Mindestlohnregimes zeigt,
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dass der relative Wert von Mindestlöhnen, die durch Tarifverträge festgelegt wer-
den, deutlich höher ist als jener der gesetzlich bestimmten Mindestlöhne.

Während die Europäische Kommission in den 1990er-Jahren das Thema ge-
rechter Löhne adressierte, scheiterte eine koordinierte Mindestlohnpolitik am Wi-
derstand vieler Mitgliedsstaaten, die den Bereich der Lohnbestimmung als natio-
nale Kompetenz vor Eingriffen der EU-Akteure schützen wollten. Die Stagnation
der Löhne seit der Fiskalkrise und die fortgesetzte Wachstumskrise haben die
Diskussion um eine europäische Mindestlohnpolitik auf Seiten der Gewerkschaf-
ten wieder aufleben lassen. Denkbar wäre eine europäische „Mindestlohnnorm“,
die sich als relativer Mindestlohn im Verhältnis zur nationalen Lohnstruktur, wobei
als Untergrenze 60 % des nationalen Medianlohns betrachtet werden könnte, um-
setzen lässt.6 Negative Beschäftigungseffekte lassen sich in Studien nicht nach-
weisen, vielmehr ist eine Stärkung der Binnennachfrage bei einem ausreichend
hohen Mindestlohnniveau zu erwarten.7

Die Bedeutung der Erweiterung des Geltungsbereichs von Tarifverträgen für
die Tarifsysteme zeigen die AutorInnen in Kapitel 11. Eine der wichtigsten Funk-
tionen von Tarifverhandlungen ist die Abmilderung der Machtasymmetrie zwi-
schen Arbeit und Kapital und die Verlagerung von betrieblichen Verteilungskon-
flikten auf die überbetriebliche Ebene. Auch für Arbeitgeber haben Tarifverträge
Vorteile (z. B. niedrige Transaktionskosten durch Branchentarife, Abmilderung
des Lohnwettbewerbs zwischen Unternehmen).

Neben der Verhandlungsebene und der organisationalen Stärke der Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerorganisationen sind Regeln zur Allgemeinverbindlichkeit
(AVE) von Tarifverträgen die wichtigste Voraussetzung für funktionsfähige und in-
klusive Tarifsysteme. Zwischen der Häufigkeit der Nutzung von Allgemeinver-
bindlichkeitsregeln und der Höhe der Tarifbindungsrate besteht ein starker positi-
ver Zusammenhang. Bestimmungen zur Allgemeinverbindlicherklärung bzw. Er-
weiterung von Tarifverträgen gelten in der Mehrheit der EU-Staaten (nicht jedoch
im Vereinigten Königreich, Schweden, Dänemark, Zypern und Malta sowie Italien,
wo jedoch das Prinzip der „fairen Entlohnung“ in der Verfassung festgeschrieben
ist).

Die Autoren stellen neuere Entwicklungen in der Nutzung von AVE in Portugal,
Norwegen und Deutschland vor. In Portugal war die AVE von Tarifverträgen bis
2011 weit verbreitet. In Folge der im Gegenzug zur Gewährung internationaler Fi-
nanzhilfen durchgeführten Reformen wurde die AVE von der Regierung ausge-
setzt und die Voraussetzungen für die Erweiterung von Tarifverträgen erschwert,
d. h. die unter den Branchentarifvertrag fallenden Unternehmen müssen zumin-
dest 50% der Beschäftigten repräsentieren. In der von Mittel- und Kleinbetrieben
dominierten portugiesischen Wirtschaft wird dieser Wert häufig nicht erreicht. In
Folge kam es in den letzten Jahren zu einem deutlichen Rückgang der Tarifbin-
dungsrate. Obwohl AVE durch die Absenkung der Repräsentativitätsgrenze 2014
wieder erleichtert werden, hatte dies bisher noch keine positive Auswirkung auf
die Tarifbindungsrate.

In Norwegen gewannen die 1994 verabschiedeten Regeln zur AVE erst durch
die in Folge der EU-Erweiterung gestiegene Arbeitsmigration aus Osteuropa an
Bedeutung. Ziel der AVE ist die Sicherstellung gleicher Löhne und Arbeitsbedin-
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gungen für einheimische Beschäftigte und ArbeitsmigrantInnen. Bisher wurden
nur wenige Tarifverträge, v.a. in Branchen mit hohem MigrantInnenanteil, allge-
meinverbindlich erklärt. Da eine AVE nur in Branchen möglich ist, in denen Tarif-
verträge gelten, bleibt das Problem des Lohndumpings in Teilen der Wirtschaft
weiter bestehen (v. a. in Bereichen, in denen kurzfristige oder nicht registrierte Be-
schäftigung weitverbreitet ist). Einige der Gewerkschaften, die einer AVE von Ta-
rifverträgen anfangs skeptisch gegenüberstanden, da sie dadurch eine Schwä-
chung ihrer Tarifautonomie fürchteten, konnten diese als Instrument zur Organi-
sierung neuer Mitglieder nutzen.

In Deutschland können Tarifverträge entweder durch AVE oder auf der Grund-
lage des Entsendegesetzes (1996) allgemein verbindlich erklärt werden. Wäh-
rend AVE-Regeln seit den 1990er-Jahren immer weniger zur Anwendung kamen,
wurden in mehreren Branchen Mindestlöhne nach dem Entsendegesetz festge-
legt. Dies konnte jedoch den im europäischen Vergleich starken Rückgang der
Tarifbindungsrate von rund 80% 1990 auf weniger als 60% 2014 nicht aufhalten.
Die von arbeitnehmerseitigen Akteuren schon länger geforderte Stützung des
erodierenden Tarifsystems wurde von der Regierung 2014 durch die Verabschie-
dung des „Gesetzes zur Stärkung der Tarifautonomie“ umgesetzt. Die im Gesetz
enthaltenen Erleichterungen von AVE und die Festlegung eines bundesweit gülti-
gen gesetzlichen Mindestlohns können einen wichtigen Beitrag zur Stärkung des
Tarifsystems in Deutschland leisten.

Der Band leistet eine detailreiche und fundierte Analyse der Institutionen der
Lohnbestimmung in den untersuchten Ländern. Die Einzelbeiträge tragen zu ei-
nem besseren Verständnis der Zusammenhänge zwischen der Lohnentwicklung
und den strukturellen Merkmalen der Tarifsysteme und den vorherrschenden ta-
rifpolitischen Traditionen bei.

Etwas unterbelichtet bleibt jedoch die Frage nach sozialen Mechanismen der
Lohnkoordinierung, die normative und kulturelle Orientierungen aller relevanten
tarifpolitischen Akteure miteinbeziehen. Die direkten und indirekten Eingriffe in die
regulativen Institutionen der Arbeitsbeziehungen hatten, in Abhängigkeit von den
bestehenden Machtpositionen (betreffend sowohl materielle und institutionelle
Ressourcen sowie Deutungs- und Anerkennungsmacht) von Gewerkschaften,
Arbeitgeberverbänden und politischen Akteuren, unterschiedliche Auswirkungen.

Auch nimmt die Mehrzahl der Buchbeiträge eine ausschließlich länderverglei-
chende Perspektive ein und vernachlässigt Bedingungen und Entwicklungen auf
subnationaler (z. B. sektoraler, lokaler) sowie transnationaler Ebene (z. B. in
transnationalen Unternehmen oder Produktionsnetzwerken).

Neue Einsichten ermöglicht die kritische Reflektion der gegenwärtig dominie-
renden neoliberal orientierten ökonomischen Theorien, auf die sich die EU-Akteu-
re bei der Legitimation ihres strikten und einseitigen Sparkurses beziehen.

Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen ist es in der Vergangenheit im-
mer wieder gelungen, durch den Aufbau transnationaler Solidarität den Markt-
wettbewerb, zumindest in Teilen, einzuschränken und sich als Gegenmacht zur
Kapitalseite zu etablieren.8 Die transnationale Mobilisierung der Gewerkschaften
in Europa für eine europaweit koordinierte Tarifpolitik und die Bildung von Allian-
zen mit Akteuren der Zivilgesellschaft, der Unternehmensseite (z.B. Klein- und
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Mittelbetriebe und ihre Verbände) sowie der Politik könnten eine Trendwende in
der Wirtschaftspolitik der EU bewirken.

Vera Glassner
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